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Erster Teil 
 

Einführung 
 
 
Maßnahmen des einstweiligen Rechtsschutzes sind ein fundamentales 
Element aller nationalen Prozessordnungen. Das Bedürfnis, einen drohen-
den Rechtsverlust in kurzer Zeit abwenden und eine Streitigkeit einer vor-
läufigen Lösung zuführen zu können, ist jeder Rechtsordnung immanent. 
Im niederländischen Recht heißt es hierzu: „Te trage rechtvaardigheid is 
geen rechtvaardigheid“1 (zu schwerfälliger Rechtsschutz ist kein Rechts-
schutz). 
 Der einstweilige Rechtsschutz schützt die subjektiven Rechte des An-
tragstellers durch eine grundsätzlich nur vorübergehend geltende gerichtli-
che Maßnahme vor irreparablen Nachteilen wegen der Dauer des Haupt-
sacheverfahrens, in dem eine endgültige Entscheidung ergeht.2 Zur Ge-
währung effektiven Rechtsschutzes kann auch die Erbringung einer Leis-
tung angeordnet werden.3 
 
 

A. Bedeutung des grenzüberschreitenden                     
einstweiligen Rechtschutzes 

A. Bedeutung grenzüberschreitender einstweiliger Rechtsschutz 

Eine immer größere Rolle spielt der grenzüberschreitende einstweilige 
Rechtsschutz.4 Die Anzahl grenzüberschreitender Rechtsstreitigkeiten 
steigt mit der Zunahme der wirtschaftlichen Beziehungen im Binnenmarkt 
und der sonstigen Verbindungen zwischen den EU-Mitgliedstaaten. 
 Die Verwicklung in einen grenzüberschreitenden Rechtsstreit löst bei 
der Mehrheit der EU-Bürger auch in Zeiten eines zusammenwachsenden 

                                                 
1 Zitiert nach Rechtspleging Civiel en Bestuur 2008, S. 133 (http://www.cbs.nl/NR/rdon 

lyres/259D2EB6-4D14-43E2-A07E-AE8ACB770A30/0/2010rechtsplegingcivielbestuur 
2008.pdf). 

2 Kofmel Ehrenzeller, S. 271; Weinert, S. 132. 
3 Kofmel Ehrenzeller, S. 275. 
4 Dedek, EWS 2000, 246; Hess, Study No. JAI/A3/2002/02, 120; Normand, in: Andolina, 

Trans-national Aspects of Procedural Law, S. 1139, 1142; Special Eurobarometer 292 der 
Europäischen Kommission von April 2008, S. 2 (http://ec.europa.eu/public_opinon/archives/ 
ebs/ebs_292_en.pdf). Zu den wirtschaftlichen Hintergründen und Interessen Koch, in: Held-
rich/Kono, Herausforderungen des Internationalen Zivilverfahrensrechts, S. 85 f. 
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Europas noch besondere Befürchtungen aus.5 Als Gründe hierfür werden 
die Unkenntnis der ausländischen Rechtsordnung und der Mentalität, 
sprachliche Barrieren, erhöhter logistischer Aufwand für die nicht im Ge-
richtsstaat ansässige Partei und höhere Kosten sowie mangelndes Vertrau-
en in das fremde Recht genannt.6 Grenzüberschreitende Streitigkeiten kön-
nen in der Tat inhaltlich anspruchsvoller und finanziell belastender sein. 
Vor allem aber sind Hauptsacheverfahren mit Auslandsbezug bis zur end-
gültigen Klärung der Rechtslage und bis zur Durchsetzung gerichtlich be-
stätigter Rechtspositionen typischerweise zeitintensiver als rein innerstaat-
liche Verfahren. Dieser Umstand eröffnet das Einsatzfeld für den grenz-
überschreitenden einstweiligen Rechtsschutz.7 
 Die Ausgestaltung des wegen seiner Erfüllungswirkung schlagkräftigs-
ten Instruments des grenzüberschreitenden einstweiligen Rechtsschutzes, 
der Leistungsverfügung, variiert in den mitgliedstaatlichen Rechtsordnun-
gen erheblich.8 Aufgrund unterschiedlicher Traditionen und Praktiken zei-
gen sich einige Rechtsordnungen hier überaus großzügig, andere hingegen 
sehr zurückhaltend.9 So sind etwa die Anforderungen an den Erlass einer 
Leistungsverfügung nach deutschem Zivilprozessrecht deutlich strenger als 
die Anforderungen an den Erlass eines niederländischen kort geding, wel-
ches als das dynamischste und liberalste einstweilige Verfahren in Euro-
pa10 beschrieben wird. 
 
 

B. Herausforderungen der grenzüberschreitenden 
Rechtsverfolgung 

B. Herausforderungen der grenzüberschreitenden Rechtsverfolgung 

Die Rechtsverfolgung über Staatengrenzen hinweg kann den Rechtsstreit 
zeitlich langwieriger gestalten, weil sie die Beteiligten trotz einer inzwi-
schen hohen Regelungsintensität im europäischen Zivilprozessrecht11 und 
weitreichender Vereinheitlichungs- bzw. Harmonisierungsbestrebungen 
regelmäßig vor eine Fülle von Herausforderungen stellt. 
 Als erster Schritt ist zu ermitteln, welche Gerichte zuständig sind. Die 
internationale Zuständigkeit ergibt sich in den Mitgliedstaaten der Europä-
ischen Union für Zivil- und Handelssachen aus Art. 2–31 der Europäischen 

                                                 
5 Special Eurobarometer 292 der Europäischen Kommission, S. 33 (s. vorige Fn.). 
6 Special Eurobarometer 292 der Europäischen Kommission, S. 33. 
7 Kofmel Ehrenzeller, S. 275 f. 
8 Stürner, in: Storme, Procedural Laws in Europe, S. 143, 170 f. 
9 Stürner, aaO, S. 143, 171. 
10 Kramer, in: Storme, Procedural Laws in Europe, S. 305, 307. 
11 Überblick zur jüngeren Entwicklung des einheitlichen Justizraumes in Europa bei 

Schack, FS Leipold, S. 317 ff. und Wagner, NJW 2008, 2225 ff. 
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Gerichtsstands- und Vollstreckungsverordnung (EuGVO)12, der Nachfol-
gerin des Europäischen Gerichtsstands- und Vollstreckungsübereinkom-
mens (EuGVÜ)13, welche gegenwärtig grundlegend überarbeitet wird14. 
Ein geschickter Umgang mit diesen Regelungen eröffnet viele mögliche 
Gerichtsplätze. 
 Das international, sachlich und örtlich zuständige Gericht bestimmt an-
hand seines Internationalen Privatrechts, welches materielle Recht auf den 
grenzüberschreitenden Rechtsstreit anwendbar ist. Zu einheitlichen Ergeb-
nissen innerhalb der Europäischen Union führen derzeit zum Beispiel die 
so genannte Rom I-Verordnung15 für das auf vertragliche Schuldverhält-
nisse anzuwendende Recht und die Rom II-Verordnung für das auf außer-
vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht.16 Auch einige Richt-
linien enthalten einzelne kollisionsrechtliche Vorschriften.17 Folgt aus den 
jeweils herangezogenen Kollisionsnormen die Anwendbarkeit ausländi-
schen Rechts, dann muss dessen Inhalt geklärt werden.18 
                                                 

12 Verordnung (EG) Nr. 44/2001 vom 22.12.2000 über die gerichtliche Zuständigkeit und 
die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen 
(„Brüssel I“), ABl. EG 2001 L 12, S. 1 (in Kraft seit dem 1.3.2002, vgl. Art. 76), erstreckt auf 
Dänemark durch das Abkommen vom 19.10.2005 zwischen der EG und Dänemark über die 
gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in 
Zivil- und Handelssachen (ABl. EU 2005 L 299, S. 62), in Kraft seit 1.7.2007, ABl. EU 2007 
L 94, S. 70. 

13 Brüsseler EWG-Übereinkommen vom 27.9.1968 über die gerichtliche Zuständigkeit 
und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen, BGBl. 
1972 II 774 (in Kraft seit dem 1.2.1973, BGBl. II 60); Neufassung vom 29.11.1996, BGBl. 
1998 II 1411 (in Kraft seit dem 1.1.1999, BGBl. II 419).  

14 Dazu der Bericht der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat und den Eu-
ropäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss über die Anwendung der EuGVO vom 
21.4.2009, KOM(2009) 174 endg.; Grünbuch zur Überprüfung der EuGVO vom 21.4.2009, 
KOM(2009) 175 endg.; Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des 
Rates über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Ent-
scheidungen in Zivil- und Handelssachen, KOM(2010) 748 endg. (http://ec.europa.eu/justice/ 
policies/civil/docs/com_2010_748_de.pdf). 

15 Verordnung (EG) Nr. 593/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
17.6.2008 über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht, ABl. EU 2008 
L 177, S. 6. Die Verordnung ist am 17.12.2009 in Kraft getreten, vgl. Art. 29. 

16 Verordnung (EG) Nr. 864/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
11.7.2007 über das auf außervertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende Recht, ABl. EU 
2007 L 199, S. 40. Die Verordnung ist am 11.1.2009 in Kraft getreten, vgl. Art. 32. 

17 So z.B. Art. 32 der Richtlinie 2002/83/EG vom 5.11.2002 über Lebensversicherungen 
(in Kraft seit dem 19.12.2002), ABl. EG L 345, S. 1–51 und Art. 3 Abs. 4, 12 Abs. 2, 16 der 
Richtlinie 2002/65/EG vom 23.9.2002 über den Fernabsatz von Finanzdienstleistungen an 
Verbraucher (in Kraft seit dem 9.10.2002), ABl. EG L 271, S. 16–24. 

18 Vgl. im autonomen deutschen Recht § 293 ZPO, der in Eilverfahren aber mit der Maß-
gabe einschränkend ausgelegt wird, dass das Gericht anhand der präsenten Erkenntnisquellen 
entscheiden kann und dass es dem Antragsteller obliegt, die Anwendbarkeit des für ihn güns-
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 Während des Verfahrens muss das zuständige Gericht unter Umständen 
den Rechtshilfeweg einschlagen, zum Beispiel bei der Zustellung von 
Schriftstücken oder im Rahmen der Beweisaufnahme. Der Vereinfachung 
des Rechtsverkehrs zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
dienen die europäische Zustellungsverordnung19 (EuZVO) und die europä-
ische Beweisaufnahmeverordnung20 (EuBVO). Die Zustellung von Schrift-
stücken von einem Mitgliedstaat in einen anderen kann allerdings im Ein-
zelfall immer noch mehrere Monate in Anspruch nehmen.21 Die reformier-
te EuZVO von 2007 verpflichtet die Empfangsstellen in Art. 7 Abs. 2 Satz 
1 zu einer Übermittlung der Schriftstücke binnen eines Monats nach Ein-
gang. Diese Änderung lässt auf Verbesserungen hoffen.22  
 Gegenwärtig aber bleibt es noch bei der herausragenden Rolle, die 
einstweilige Maßnahmen wegen der Behäbigkeit grenzüberschreitender 
Hauptsacheverfahren auf der internationalen Bühne spielen. 
 
 

C. Interessenlage der Parteien 
C. Interessenlage der Parteien 

Maßnahmen des einstweiligen Rechtsschutzes können die Sach- und 
Rechtslage zwischen den Beteiligten kurzfristig gestalten und dazu beitra-
gen, die Interessen von Gläubiger oder Schuldner zu wahren.  
 
I. Interessen des Antragstellers 

Sieht sich ein Gläubiger mit zahlungsunwilligen Schuldnern konfrontiert, 
hat er oftmals großes Interesse daran, kurzfristig einen Titel zu erlangen, 

                                                 
tigen Rechts glaubhaft zu machen, OLG Köln, Urt. v. 19.01.2007 – 6 U 163/06 (zitiert nach 
juris); OLG Frankfurt/Main NJW 1969, 991, 992; Schack, IPRax 1995, 158, 161. Letztlich 
steht es im richterlichen Ermessen, welche Mittel zur Feststellung ausländischen Rechts her-
angezogen werden. Von der Einholung eines Gutachtens kann abgesehen werden, sofern ei-
gene Erkenntnismöglichkeiten, zum Beispiel deutschsprachige Literatur zum ausländischen 
Recht, vorliegen, OLG Oldenburg, Urt. v. 11.10.2007 – 14 U 71/07 (zitiert nach juris). 

19 Seit dem 31.5.2001 galt die Verordnung (EG) Nr. 1348/2000 vom 29.5.2000 über die 
Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicher Schriftstücke in Zivil- und Handelssachen in 
den Mitgliedstaaten, ABl. EG 2000 L 160, S. 37. An ihre Stelle trat mit Wirkung vom 
13.11.2008 die Verordnung (EG) Nr. 1393/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 13.11.2007 über die Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicher Schriftstücke in Zi-
vil- und Handelssachen in den Mitgliedstaaten, ABl. EU 2007 L 324, S. 79. 

20 Verordnung (EG) Nr. 1206/2001 vom 28.5.2001 über die Zusammenarbeit zwischen 
den Gerichten der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der Beweisaufnahme in Zivil- und Han-
delssachen, ABl. EG 2001 L 174, S. 1 (in Kraft seit dem 1.1.2004, vgl. Art. 24 Abs. 2). 

21 Schack, IZVR5, Rn. 674. 
22 Kritisch Schack, FS Leipold, S. 317, 327. Ausführlich zur reformierten Zustellungs-

verordnung Sujecki, NJW 2008, 1628 ff. 
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um seine Forderung im Wege der Zwangsvollstreckung durchsetzen zu 
können. Verzögerte oder vollständig ausfallende Zahlungen führen gerade 
kleine und mittlere Unternehmen nicht selten in die Insolvenz. Je länger 
sich ein Hauptsacheverfahren verzögert, desto mehr steigt außerdem für 
den Gläubiger das Risiko irreversibler Veränderungen, welche die Ent-
scheidung in der Hauptsache für ihn letztlich wirtschaftlich nutzlos werden 
lassen. In grenzüberschreitenden Angelegenheiten kommt zum Risiko ei-
ner Zahlungsunfähigkeit des Schuldners die Gefahr hinzu, dass der 
Schuldner sein Vermögen an einen für den Gläubiger nur schwer oder gar 
nicht erreichbaren Ort im Ausland transferiert.  
 Zur zeitnahen Sicherung und Durchsetzung gefährdeter Ansprüche müs-
sen Gläubiger deshalb gerade in internationalen Streitigkeiten schnell und 
wirksam Maßnahmen des einstweiligen Rechtsschutzes erlangen können. 
Genügt es nicht, wie z.B. in Unterhaltssachen, dass ein Anspruch zunächst 
gesichert wird, so ermöglichen Leistungsverfügungen die vorläufige Erfül-
lung eines Anspruchs. 
 Viele Gläubiger ziehen ein Verfahren am eigenen Wohnsitz einem Ver-
fahren am Wohnsitz des Schuldners vor, um die Schwierigkeiten eines 
Rechtsstreits im Ausland zu umgehen.23 Andere international agierende 
Gläubiger wägen sorgfältig ab, welches Rechtsinstrument sich für sie als 
vorteilhaft erweist, damit sie schnell einen Titel in den Händen halten und 
sich etwaige Besonderheiten der jeweiligen Prozessordnung zu Nutze ma-
chen können. Da die Gerichte regelmäßig ihr eigenes Verfahrensrecht an-
wenden, kann sich eine taktisch getroffene Wahl des Gerichtsorts auf den 
Ausgang des Rechtsstreits auswirken. Besonderheiten können etwa hin-
sichtlich der zugelassenen Beweismittel, der Ausgestaltung der Dispositi-
onsmaxime, der Rolle des Gerichts bei der Sachverhaltsaufklärung oder 
der Ausprägung des Schutzes von Amts-, Geschäfts- und Bankgeheimnis 
auftreten.24 Die Folgen nationaler Unterschiede in der Rechtsanwendung 
wurden beispielsweise in dem Verfahren deutlich, das in die Italian Lea-
ther-Entscheidung des EuGH mündete. Dort hatte das Landgericht Kob-
lenz den Erlass einer einstweiligen Verfügung mangels Vorliegens eines 
Verfügungsgrundes abgelehnt. Das Tribunale Bari hingegen sah die Dring-
lichkeit als gegeben an und gab dem Antrag statt.25 
 Zu erreichen ist eine einstweilige Maßnahme an einem für den Antrag-
steller günstigen Gerichtsstand über die zentrale Vorschrift zur internatio-
nalen Zuständigkeit für einstweilige Maßnahmen im europäischen Zivil-
prozessrecht, Art. 31 EuGVO. Hiernach können  

                                                 
23 Körner, FS Bartenbach, S. 401, spricht vom „Sog zum Heimatgericht“. 
24 Jametti Greiner, in: Spühler, Vorsorgliche Maßnahmen, S. 11, 14 f. 
25 EuGHE 2002, 4995 Rn. 18–23 – Italian Leather/WECO.  


